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VGH Mannheim, Beschluss vom 12.05.2011, Az. 9 S 1056/11 – 
Unterrichtsausschluss wegen privater Eintragungen
zum Schulbetrieb im Internet 
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VGH Mannheim, Beschluss vom 12.05.2011, Az. 9 S 1056/11 
– Unterrichtsausschluss wegen privater Eintragungen zum Schul-
betrieb im Internet  

EINLEITUNG:

Das Baden-Württembergische Schulgesetz enthält in § 90 
SchG BW eine ganze Reihe von Erziehungs- und Ordnungsmaß-
nahmen, die jeweils der Verwirklichung des Erziehungs- und 
Bildungsauftrags der Schule, der Erfüllung der Schulbesuchs-
pflicht, der Einhaltung der Schulordnung und dem Schutz von 
Personen und Sachen innerhalb der Schule dienen. Erziehungs- 
und Ordnungsmaßnahmen sind immer nachrangig gegenüber 
pädagogischen Erziehungsmaßnahmen. Darüber hinaus ist 
bei allen Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit zu beachten. Als Erziehungs- und Ord-
nungsmaßnahmen kommen beispielsweise folgende Maßnah-
men in Betracht: 

- Nachsitzen bis zu 2 Unterrichtsstunden
- Nachsitzen bis zu 4 Unterrichtsstunden 
- Überweisung in eine Parallelklasse innerhalb der Schule 
- Androhung des zeitweiligen Ausschlusses vom Unterricht 
- Ausschluss vom Unterricht bis zu 5 Unterrichtstagen 
- längerfristiger Ausschluss bis zu 4 Wochen 
- Androhung des Ausschlusses aus der Schule
- Ausschluss aus der Schule. 

Bei den vorgenannten Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 
kommt es jeweils im Einzelfall darauf an, ob sie zur Erreichung 
der Aufrechterhaltung der Ordnung an der Schule auch tatsäch-
lich geeignet, erforderlich und angemessen sind. Dazu bedarf 
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es einer detaillierten Prüfung im jeweiligen Einzelfall. Verallge-
meinerungen sind an dieser Stelle schwierig. Mit besonders 
schweren Folgen sowohl für Schüler als auch den Schulbetrieb 
in der Klasse ist regelmäßig ein Unterrichtsausschluss verbun-
den. Aktuell hatte der Verwaltungsgerichtshof Mannheim sich 
mit der Frage der Zulässigkeit eines Unterrichtsausschlusses 
wegen privater Interneteinträge zum Schulbetrieb zu beschäf-
tigen.

SACHVERHALT:

Die Antragstellerin hatte am 03.12.2010 auf ihrer Seite in ei-
nem Internetforum einen Eintrag eingestellt, in dem sie eine 
Mitschülerin, ohne deren Namen zu nennen, grob beleidigte. 
Die Schule verhängte gegen die Schülerin als Ordnungsmaß-
nahme einen eintägigen Schulausschluss. Der Verwaltungsge-
richtshof Mannheim hatte aktuell in einem Eilverfahren darüber 
zu entscheiden, ob der Schulausschluss gerechtfertigt war. 

ENTSCHEIDUNG:

Der VGH Mannheim hat entschieden, dass ein Ausschluss vom 
Unterricht wegen beleidigender Äußerungen über einen Mit-
schüler im Internet zwar grundsätzlich gerechtfertigt sein kann. 
Ein Ausschluss sei im konkreten Fall aber unverhältnismäßig 
und damit unrechtmäßig gewesen, weil der beleidigte Schüler 
von anderen Personen nicht identifiziert werden konnte. Der 
VGH gab der Schülerin im Eilverfahren in diesem Fall somit 
Recht.

Auch in der Freizeit erfolgende Internet-Eintragungen können 
schulischen Bezug aufweisen und damit geeignet sein, schuli-
sche Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen auszulösen, wenn 
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sie störend in den Schulbetrieb hineinwirken.

Die Frage, ob darin ein schweres Fehlverhalten liegt, das die 
Verhängung eines Unterrichtsausschlusses rechtfertigt, hängt 
von den Umständen des Einzelfalls und insbesondere der Frage 
ab, ob die Betroffenen individualisierbar bezeichnet sind und 
sich mit dem Eintrag so die besonderen Gefahren des Internets 
realisiert haben (Leitsätze).

Ein zeitweiliger Ausschluss vom Unterricht oder auch dessen 
Androhung seien nur zulässig, wenn ein Schüler durch schwe-
res oder wiederholtes Fehlverhalten seine Pflichten verletzt und 
dadurch die Erfüllung der Aufgabe der Schule oder die Rechte 
anderer gefährdet habe (§ 90 Abs. 6 Satz 1 SchG). Im vor-
liegenden Fall sei der Schülerin zwar ein Fehlverhalten durch 
ihren Webblog-Eintrag anzulasten. Sie habe hierdurch auch 
ihre Pflichten gegenüber der Schule verletzt, insbesondere sei 
entgegen den Ausführungen des erstinstanzlichen Verwaltungs-
gerichts Stuttgart ein schulischer Bezug nicht zweifelhaft. Die 
rechtlichen Möglichkeiten, dieses Fehlverhalten durch eine ad-
äquate Erziehungs- und Ordnungsmaßnahme zu ahnden, seien 
auch weder durch den Bescheid vom 17.01.2011 noch durch 
Zeitablauf verbraucht. Es erscheine jedoch fraglich, ob die An-
tragstellerin angesichts der Besonderheiten des vorliegenden 
Falls dadurch die Rechte ihrer Mitschülerin oder die Erfüllung 
der Aufgabe der Schule in einer ausreichend schwerwiegenden 
Weise gefährdet habe, die die Verhängung eines zeitweiligen 
- wenn auch nur eintägigen - Unterrichtsausschlusses rechtfer-
tigen würde.

Unstreitig habe die Schülerin ihre Mitschülerin im Internet grob 
beleidigt. Auf dieses beleidigende Verhalten sei die Bestim-
mung über die schulische Ordnungsmaßnahme des zeitweiligen 
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Unterrichtsausschlusses des § 90 Abs. 6 Satz 1 SchG – so der 
Verwaltungsgerichtshof Mannheim – auch anwendbar, denn der 
gebotene schulische Bezug liege vor. Dem stehe nicht entgegen, 
dass das beanstandete Verhalten außerhalb der Schule statt-
gefunden habe. Nach ständiger Rechtsprechung des Senats 
beschränke sich die Reaktionsmöglichkeit der Schule nicht auf 
das Verhalten der Schüler im Bereich des Schulgebäudes und 
des Schulhofs; maßgeblicher Anknüpfungspunkt sei vielmehr, 
ob das Verhalten störend in den Schulbetrieb hineinwirke. Wie 
der tatsächliche Ablauf gezeigt habe, habe sich das Fehlver-
halten der Antragstellerin aber innerhalb der Schule und insbe-
sondere in ihrer Klasse ausgewirkt. Dies war auch kein Zufall, 
vielmehr hätten die Schülerin und die beleidigte Mitschülerin 
nach Aktenlage alleine durch ihren gemeinsamen Schulalltag 
miteinander zu tun gehabt. Der Eintrag der Schülerin im Internet 
sei auch nur für diejenigen verständlich, die sowohl die Schü-
lerin - auf deren Seite der Eintrag offenbar erschien - als auch 
die beleidigte Mitschülerin kennen, was primär für die Klassen- 
bzw. Schulkameradinnen und -kameraden gelten dürfte. Zwar 
dürften Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen nur zu schuli-
schen Zwecken eingesetzt werden. Hierzu gehöre vor allem der 
Schutz von Personen und Sachen, insbesondere die körperli-
che Unversehrtheit, sexuelle Selbstbestimmung sowie Ehre und 
Eigentum der am Schulleben Beteiligten. Diene aber die ver-
hängte Maßnahme dem Schutz dieser Güter und bezwecke sie 
auf den diese Schutzgüter verletzenden Schüler einzuwirken, so 
sei grundsätzlich ohne Belang, wo das Fehlverhalten stattfinde. 
Auch ein Internet-Eintrag könne daher schulische Erziehungs- 
und Ordnungsmaßnahmen nach sich ziehen.

Der Zeitablauf selbst stehe einer Ordnungsmaßnahme jeden-
falls im konkreten Fall nicht entgegen. Nach dem Protokoll 
der Anhörung der Schülerin seien ihr bereits am selben Tag, 
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in dem ihr Blogeintrag in der Schule bekannt wurde, mögliche 
schulrechtliche Folgen dargelegt und durch den Schulleiter die 
Einberufung der Klassenkonferenz nach den Weihnachtsferien 
angekündigt worden. Damit habe die Schülerin von Anfang an 
mit einer schulischen Ordnungsmaßnahme rechnen müssen. 
Dass diese dann endgültig erst zwei Monate verhängt worden 
sei, stelle keine Verzögerung dar, die so bedeutend wäre, dass 
sie für sich genommen zur Rechtswidrigkeit einer Maßnahme 
nach § 90 Abs. 6 SchG führen würde. Die Korrektur eines Form-
fehlers innerhalb von knapp zwei Monaten erscheine nicht un-
vertretbar, zumal das Fehlverhalten erst mehr als zwei Wochen 
später bekannt geworden sei und in diesem Zeitraum noch ein-
mal Ferien von mehr als zwei Wochen lägen.

Fraglich sei jedoch, ob die Antragstellerin durch ihr Verhalten 
die Rechte ihrer Mitschülerin oder die Erfüllung der Aufgabe der 
Schule in einer derart schwerwiegenden Weise gefährdet habe, 
die die Verhängung eines Unterrichtsausschlusses rechtfertigen 
würde. Die vorliegende Konstellation weise Besonderheiten auf, 
die Zweifel daran begründeten, ob der Verbreitungsgrad der Be-
leidigung hier den im Allgemeinen vom Einstellen einer Äuße-
rung ins Internet ausgehenden Gefahren entspreche. Es sei hier 
zur Begründung des Ausschlusses auf die „enorme Verbreitung 
von Äußerungen im Internet“ abgestellt worden. Dieser Ansatz 
– so der Verwaltungsgerichtshof Mannheim – gelte zweifellos 
dann, wenn der Adressat entsprechender Äußerungen auch für 
Dritte klar zu identifizieren sei. Dies sei hier aber nicht der Fall. 
Der Webblog habe weder den Klar- noch den Benutzernamen 
der Betroffenen enthalten. Auch mit einer bildlichen Darstel-
lung der Betroffenen seien die Eintragungen der Schülerin nicht 
verknüpft. Damit seien die genannten Beleidigungen allein von 
denen der Betroffenen zuzuordnen, die diese bereits kennen 
oder von der Antragstellerin ausdrücklich darauf hingewiesen 
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worden seien. Damit sei dieser Eintrag in seiner Bedeutung 
eher einer Beleidigung im Kreis der Bekannten vergleichbar, als 
dass sich darin gerade die typischen Gefahren der Verbreitung 
von Beleidigungen an eine unüberschaubare Zahl von Internet-
Nutzern realisiert hätten. Hinzu komme, dass jedenfalls eine 
über den Bekanntenkreis hinausgehende Wirkung bereits am 
Tag, an dem die Schülerin  mit ihrem Fehlverhalten konfrontiert 
worden sei, durch Löschen des Eintrags durch die Schülerin 
selbst beendet worden sei. Es sei nicht erkennbar, dass dieser 
Umstand bei der Entscheidung über die zu treffende Ordnungs-
maßnahme Berücksichtigung gefunden habe.
Darüber hinaus erscheine auch ungewiss, ob die im Dezem-
ber 2010 und im Januar 2011 in der Klasse entstandene Un-
ruhe allein oder auch nur überwiegend auf das Fehlverhalten 
der Schülerin zurückzuführen sei. Bereits zuvor habe in dieser 
Klasse offenbar ein erhebliches Konfliktpotential, insbesondere 
im Verhältnis zwischen der „alten“ Klasse und der in diesem 
Schuljahr neu hinzugekommenen Betroffenen geherrscht. Dies 
zeige insbesondere der von zahlreichen Klassenkameradinnen 
und -kameraden unterschriebene Klassenbrief. Auch wenn die-
ser Brief auf Initiative der Antragstellerin hin verfasst und an 
die Schulleitung übergeben worden sein dürfte, so gibt er doch 
Umstände wieder, die über den Blogeintrag weit hinausgehen.
Die sich somit ergebenden Zweifel an der Angemessenheit 
eines Unterrichtsausschlusses führten nach Auffassung des 
Verwaltungsgerichtshofes Mannheim dazu, dass nach derzeit 
bekannter Aktenlage erhebliche Zweifel an der Verhältnismä-
ßigkeit und damit Rechtmäßigkeit der getroffenen Maßnahme 
bestanden hätten. Daher habe dem Eilantrag der Schülerin auf 
Aussetzung der Vollziehung des Schulausschlusses stattgege-
ben werden müssen.
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FAZIT: 

Die Entscheidung zeigt, dass die Rechtmäßigkeit von schuli-
schen Ordnungsmaßnahmen anhand des konkreten Einzelfalls 
beurteilt werden muss. Bemerkenswert ist die Entscheidung, weil 
klargestellt wird, dass auch private Äußerungen zum Schulalltag 
schulische Ordnungsmaßnahmen zur Folge haben können. 

Von Seiten der betroffenen Schule sollte die Rechtmäßigkeit von 
Ordnungsmaßnahmen vor deren Ausspruch sorgfältig im Einzel-
fall überprüft werden, um den damit beabsichtigten Erfolg zu er-
zielen.
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Sie brauchen detailliertere Informationen? 
Sie hätten gerne ein persönliches Gespräch zu Themen dieser Ausgabe? 
Sie haben Fragen zu unserer Veranstaltung? 

Wir freuen uns, wenn Sie mit uns Kontakt aufnehmen. 
info@thomsen-ra.de


